
        
 

 

 
 

R E G E L U N G  D E R  K E N N Z E I C H N U N G   
V O N  E I E R N  A U S  F R E I L A N D B E T R I E B E N   

M I T  A U F S T A L L U N G S P F L I C H T  
 
 

Am 16. Februar 2017 wurde auf Einladung des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft die rechtliche Regelung für die Kennzeichnung von Eiern aus Betrieben mit Freilandhaltung im 
Zusammenhang mit der wegen der Gefahr der Geflügelpest verhängten Stallpflicht festgelegt. 
 
In Vorarlberg, Salzburg und Oberösterreich befinden sich Freilandbetriebe, die zuerst von der Stallpflicht 
betroffen waren. Die in den EU-Vermarktungsnormen vorgesehene Frist für die Vermarktung als „Eier aus 
Freilandhaltung“ von 12 Wochen ist in diesen Gebieten bereits seit 4. Februar bzw. seit 17. Februar 2017 
ausgelaufen.  
 
Herr Bundesminister Dipl.-Ing. Andrä Rupprechter hat deshalb letzte Woche seine Zustimmung für eine Regelung 
gegeben, die eine Optimierung der Vermarktungsthematik ermöglichen soll. 
 
In enger Zusammenarbeit mit allen Sozialpartnern und allen Geflügelorganisationen wurde unter dem Vorsitz von 
Vertretern des Landwirtschaftsministeriums (Vorsitz: DI Robert Pichler [Ministerbüro] und Dr. Konrad Blaas 
[Abteilungsleiter]) gemeinsam mit Vertretern des Gesundheitsministeriums, der Arbeiterkammer, der 
Landwirtschaftskammer Österreich, der Wirtschaftskammer Österreichs (LEH und Industrie/Verarbeitung), der 
Länder der Eier-EZG und des Geflügelgesundheitsdienstes QGV Einigung über die unten angeführte 
Vorgangsweise erzielt. Alle Sozialpartner und alle beteiligten Organisationen waren bereit, ihre Zustimmung zu 
erteilen und diesen Weg mitzugehen. 
 
Einleitend wurde seitens der Vertreter des Gesundheitsministeriums die Seuchenlage erläutert, die weiterhin 
angespannt ist. Entgegen einer erhofften Entspannung ist nach wie vor eine Zunahme der bestätigten AI-Fälle – 
sowohl in der Wildvogelpopulation als auch in Nutzgeflügelbeständen – und somit eine Verschärfung des 
Infektionsrisikos festzustellen. 
 
Nach einer eingehenden Debatte über alle mit der Thematik verbundenen Aspekte wurde für folgende Regelung 
die Zustimmung aller anwesenden Vertreter der obzitierten Organisationen gegeben: 
 

1) Alle Freilandbetriebe, die über einen Außenscharraum verfügen, dürfen die Eier weiterhin mit der  
Eikennzeichnung „1AT…..“ („Eier aus Freilandhaltung“) vermarkten.  
Diese Ausnahme gilt bis zur Aufhebung der Stallpflicht durch die Veterinärbehörden. 
 
Für den Außenscharraum gelten folgende Bedingungen: 
a) die Legehennen müssen tagsüber einen unbeschränkten Zugang zu dieser Außenfläche haben 
b) der Außenbereich muss durch eine Abdeckung nach oben geschützt und nach den Seiten    
     abgeschlossen sein. Zumindest eine Seite darf nur durch Gitter oder Netze begrenzt sein, um ein  
     Außenklima zu gewährleisten. 
c) Der Boden muss aus einem Material bestehen, das sich zum Scharren eignet 
d) Die so vor dem Eintrag der Vogelgrippe geschützten Außenflächen müssen ein Ausmaß von zumindest  
     einem Fünftel der nutzbaren Fläche im Stall aufweisen. 
 
Dies wird durch einen Erlass (Weisung) des Landwirtschaftsministeriums rechtsverbindlich ermöglicht! 

 



        
 

 

 
2) Alle anderen Freilandbetriebe, die über keinen Außenscharraum verfügen, sind verpflichtet, nach 

Auslaufen der in den Vermarktungsnormen geregelten 12-Wochen-Frist die Eier mit der Kennzeichnung 
„2AT …..“ („Eier aus Bodenhaltung“) in Verkehr zu bringen. 
a) Seitens der Betriebe müssen hierfür keine Anträge für eine Eikennzeichnung mit „2AT ….“  
    (LH-Register) bei der Behörde gestellt werden! Es sind daher auch keine Antragsgebühren fällig! 
b) Seitens der Behörden müssen keine Anträge bearbeitet werden und keine Bescheide mit  
     Stempelnummern ausgestellt werden! 
 

Dies wird durch eine Verordnung des Landwirtschaftsministeriums zu den Vermarktungsnormen für Eier 
rechtsverbindlich ermöglicht! Seitens des BMLFUW wird diese Vorgangsweise auch in einem offiziellen Schreiben 
der EU-Kommission mitgeteilt und umfassend begründet. 

Österreich verlangt von der EU-Kommission die Änderung der aktuellen 12-Wochen-Regelung in den EU-
Vermarktungsnormen. Dies ist erforderlich, um künftig eine EU-weite Regelung, die auch für die Praxis tauglich 
ist, zur Verfügung zu haben. 
Die Stallpflicht hat den Sinn, die Nutzgeflügelbestände vor der Einschleppung der gefährlichen Seuche zu 
schützen. Das Gesundheitsministerium wird die derzeit geltende Stallpflicht so früh als möglich wieder aufheben. 
Alle Geflügelhalter sowie alle Konsumenten werden aber gleichzeitig um Verständnis gebeten, dass die Stallpflicht 
so lange aufrecht bleibt, bis die Seuchengefahr nachgelassen hat.  
Es gilt also der Grundsatz: „So kurz als möglich, so lange als notwendig, um die Hausgeflügelbestände zu 
schützen!“ 
 
Alle Betriebe, die derzeit über keinen Außenscharraum verfügen und damit gezwungen wären, bei länger als 12 
Wochen dauernder Stallpflicht die Eier „nur als Bodenhaltungseier“ zu vermarkten, sollten eigenverantwortlich 
überlegen und entscheiden, ob Sie nicht diese Zeit der Stallpflicht nutzen sollten, einen professionellen 
Außenscharraum (auch Wintergarten genannt) zu errichten. Hierbei sollte aber beachtet werden, dass die Größe 
des Außenscharraumes üblicherweise ein Ausmaß von 30% oder mehr der nutzbaren Fläche des Stallinneren 
umfasst. Diesbezüglich sollte vorher die Beratung der jeweiligen Landwirtschaftskammer genutzt werden. 
 
Seitens des Geflügelgesundheitsdienstes QGV möchten wir ausdrücklich betonen, dass wir in engster 
Abstimmung mit den Veterinärbehörden alles unternehmen, um jegliche Einschleppungen des Vogelgrippe-Virus 
in die Nutzgeflügelbestände zu verhindern. 
Rund um Österreich – nahezu EU-weit – hat es bereits eine sehr hohe Zahl an Ausbrüchen in Geflügelbeständen 
mit enormen wirtschaftlichen Schäden gegeben und gibt es nach wie vor fast täglich.  
Verschiedene Ursachen und Gründe (Alpen, Zugrouten der Wildvögel, u.v.m.) mögen die bisher wenigen 
Ausbrüche in Österreich erklären. Möglicherweise sind aber auch ein höheres Hygienebewusstsein und eine 
höhere Vorsicht vor Einschleppungs-gefahren bei den heimischen Geflügelbetrieben mitverantwortlich dafür,  
dass es noch keine größeren Ausbrüche in Österreich gab. Mit diesen Aussagen möchten wir als 
Geflügelgesundheitsdienst QGV jedenfalls alle Geflügelhalter eingehend aufrufen bzw. ersuchen, alle nur 
denkbaren Hygieneregeln einzuhalten und alles zu tun, um Schäden zu vermeiden.  
 
 
 

Gerne beraten wir Sie konkret auf Ihren Betrieb bezogen, wenn Sie das möchten. 
GF Mag. vet.-med. Harald Schließnig und Mag. vet.-med. Markus Eigner beantworten gerne Ihre 
veterinärfachlichen Fragen. In Fragen der Stallpflicht, des LH-Registers sowie der rechtlichen Regelungen zur 
Eiervermarktung stehen Ihnen QGV-GF DI Stefan Weber sowie alle Geflügelreferenten der 
Landwirtschaftskammern gerne zur Verfügung. 
Kontakt: Tel.: 02272/82 600-0  oder office@qgv.at  
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